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Artikel 1
Versicherte Sachen

Versichert sind Reiseeffekten aller Art, die die im Beherbergungsbe-
trieb abgestiegenen Gäste zum eigenen Gebrauch sowie zum Ge-
brauch der Familienmitglieder oder sonstigen Begleitung eingebracht
haben. Außerdem bezieht sich die Versicherung auch auf Waren,
Warenproben und Muster, welche die Gäste mit sich führen. Nicht
als Reiseeffekten gelten Fahrzeuge des Hotelgastes.

Artikel 2
Versicherte Gefahren und Schäden

1. Sofern die Schäden in den Räumlichkeiten des in der Polizze
bezeichneten Beherbergungsbetriebes einschließlich Neben-
räumen (Restaurant-, Kaffeehaus- und Gesellschafts-Lokalitä-
ten) vorkommen, umfasst die Versicherung:

1.1 Jede Art von Beschädigung an den Reiseeffekten der Beher-
bergungsgäste

1.2 Schäden durch höhere Gewalt (Feuer-, Sturmschäden u. dgl.)
1.3 Verlust durch Diebstahl oder Abhandenkommen

Schäden außerhalb des Hotels fallen - mit Ausnahme von
Schäden gemäß Punkt 2 - nicht unter die Versicherung.

2. Die Versicherung umfasst auch den durch Beauftragte des
Versicherungsnehmers auf welche Art immer bewirkten Trans-
port des Gepäcks von der Bahn zum Hotel und in die vom
Gast bewohnten Räumlichkeiten bzw. von dort zur Bahn bis
zur Übergabe des Gepäcks durch das Hotelpersonal an den
Eigentümer oder dessen Beauftragte.

3. Nur aufgrund besonderer Vereinbarung sind versicht:
3.1 Aufbewahrung übergebenen Reiseeffekten abwesender Gäste
3.2 Effekten der Gäste im Fahrzeug für die Dauer des Aufenthalts

der Logiergäste

Artikel 3
Ausschlüsse

Der Versicherer haftet nicht für Schäden:
1. die durch bürgerliche Unruhen, Zusammenrottungen, Streiks,

Kriegsereignisse oder Erdbeben verursacht werden;
2. die durch Eigenverderb, schlechte Verpackung oder dadurch

entstanden, dass sich im Gepäck des Passagiers Substanzen
befanden, welche die Beschädigung der Effekten verursach-
ten;

3. die der Hotelgast, seine Angehörigen oder sein Personal vor-
sätzlich oder durch grobe Fahrlässigkeit verursacht.

Artikel 4
Wem steht die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsver-

trag zu;
Wer hat die Pflichten aus dem Versicherungsvertrag zu erfüllen?
1. Alle Rechte und Pflichten aus dem Versicherungsvertrag ste-

hen ausschließlich dem Versicherungsnehmer (Beherber-
gungsbetrieb) zu. Der Versicherer tritt daher zu dem Beher-
bergungsgast in keinerlei Rechtsverhältnis.

2. Für den Fall, dass der Versicherungsnehmer nur bei Vorlie-
gen einer gesetzlichen Haftung nach Grund und Höhe aus
Anlass des Schadens Ersatz leisten will, verpflichtet sich der
Versicherer - vorbehaltlich der Bestimmungen des Artikel 5,
Punkt 2 - für den Versicherungsnehmer den Haftpflichtprozess
durchzuführen, wobei die durch die Abwehr der Ansprüche
entstehenden Kosten im Verhältnis zwischen Versicherungs-
summe und Anspruch übernommen werden. Der Versiche-
rungsnehmer hat hierbei die ihm vom Versicherer erteilten
Weisungen betreffend die Durchführung bzw. Beendigung des

Prozesses zu beobachten, soweit ihm nichts Unbilliges zuge-
mutet wird.

Artikel 5
Bis zu welcher Höhe und in welchen Umfang leistet der Versiche-

rer
1. Der Versicherer haftet bis zu den im Versicherungsschein

angegebenen Höchstbeträgen für die Beschädigung oder Ent-
wendung von Reiseeffekten, bzw. von Kostbarkeiten, Geld
und Wertpapieren, bzw. für den Fall, dass durch ein Ereignis
mehrere Personen gleichzeitig zu Schaden kommen.

2. Übersteigt ein angemeldeter Schadensfall den für den einzel-
nen Fall, bzw. für ein Ereignis versicherten Höchstbetrag, so
ist der Versicherer berechtigt, sich durch Zahlung der betref-
fenden Beträge von jeder weiteren Haftung zu befreien.

Artikel 6
Was gilt als Versicherungsperiode, wann ist die Prämie zu bezah-

len und wann beginnt der Versicherungsschutz?
1. Versicherungsperiode

Als Versicherungsperiode gilt, wenn der Versicherungsvertrag
nicht für eine kürzere Zeit abgeschlossen ist, der Zeitraum
eines Jahres.

2. Prämie, Beginn des Versicherungsschutzes
2.1 Die erste oder die einmalige Prämie einschließlich Gebühren

und Versicherungssteuer ist vom Versicherungsnehmer inner-
halb von 14 Tagen nach dem Abschluss des Versicherungs-
vertrages (Zugang der Polizze oder einer gesonderten An-
tragsannahmeerklärung) und nach der Aufforderung zur Prä-
mienzahlung zu bezahlen (Einlösung der Polizze). Der Versi-
cherungsschutz beginnt mit der Einlösung der Polizze, jedoch
nicht vor dem vereinbarten Zeitpunkt. Wird die erste oder die
einmalige Prämie erst danach eingefordert, dann aber binnen
14 Tagen oder ohne schuldhaften weiteren Verzug gezahlt, ist
der Versicherungsschutz ab dem vereinbarten Versicherungs-
beginn gegeben.

2.2 Folgeprämien einschließlich Gebühren und Versicherungs-
steuer sind zu den vereinbarten Fälligkeitsterminen zu entrich-
ten.

2.3 Für die Folgen nicht rechtzeitiger Prämienzahlung gelten die
§§ 38 ff. Versicherungsvertragsgesetz (VersVG).

Artikel 7
Was ist vor bzw. nach Eintritt des Versicherungsfalles zu beach-

ten? (Obliegenheiten)
Wozu ist der Versicherer bevollmächtigt?

1. Obliegenheiten
Als Obliegenheiten, deren Verletzung die Leistungsfreiheit des
Versicherers nach Maßgabe des § 6 Versicherungsvertrags-
gesetz (VersVG) bewirkt, werden bestimmt:

1.1 Eine Verständigung der Gäste vom Bestand der Versicherung
durch Plakate, durch die Art der Einhebung der Prämie u. dgl.
ist unzulässig.

1.2 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Versicherer
Anzeige zu erstatten, wenn in der Anzahl seiner Zimmer, bzw.
der aufgestellten Betten eine Veränderung eintritt, welche
mehr beträgt als 20 Prozent der bei Abschluss der Versiche-
rung angenommenen Anzahl von Zimmern bzw. Betten.

1.3 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, den Eintritt des Ver-
sicherungsfalles unverzüglich, nachdem er von ihm Kenntnis
erlangt hat, dem Versicherer anzuzeigen. Er ist verpflichtet,
die ihm bekannten näheren Umstände über Hergang und
Umfang des Schadens dem Versicherer mitzuteilen und die-
sen nach Möglichkeit bei seinen Erhebungen zu unterstützen.
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1.4 Weiters ist der Versicherungsnehmer verpflichtet, bei Eintritt
eines unter die Versicherung fallenden Schadenereignisses
unverzüglich die Sicherheitsbehörde zu verständigen und der-
selben hiebei insbesondere ein Verzeichnis der beim Versi-
cherungsfall nach Angabe des Gastes beschädigten oder ab-
handen gekommenen Sachen mit Angabe ihres Einzelwertes
zu übergeben.

1.5 Über Verlangen des Versicherungsnehmers ist der Versiche-
rer verpflichtet, den Versicherungsfall im Wege unmittelbarer
Verhandlung mit dem Hotelgast zu behandeln und zu erledi-
gen.

1.6 Erfährt der Versicherungsnehmer von dem Verbleib gestohle-
ner Sachen, so ist er verpflichtet, dem Versicherer unverzüg-
lich Anzeige zu erstatten und auf Verlangen des letzteren die
erforderlichen Schritte, namentlich auch bei der Sicherheitsbe-
hörde zur Identifizierung und Wiedererlangung der Sachen zu
tun oder seine Rechte an den Sachen dem Versicherer zu
übertragen.

Artikel 8
Zahlung der Entschädigung

Ist die Leistungspflicht des Versicherers dem Grunde und der Höhe
nach festgestellt, so hat die Auszahlung der Entschädigungssumme
binnen 14 Tagen zu erfolgen.

Artikel 9
Kündigung der Versicherung nach dem Versicherungsfall

Für die Kündigung nach Eintritt des Versicherungsfalles gilt § 158
Versicherungsvertragsgesetz (VersVG).

Artikel 10
Automatische Vertragsverlängerung

Der Vertrag gilt zunächst für die in der Polizze festgesetzte Dauer.
Beträgt die vereinbarte Vertragsdauer mindestens ein Jahr, verlängert
sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn er nicht drei Monate vor
Ablauf gekündigt wird.
Für die Erklärung der Ablaufkündigung steht die gesamte Vertrags-
laufzeit, unter Beachtung der zuvor bestimmten Frist von drei Mona-
ten, zur Verfügung.

Artikel 11
In welcher Form sind Erklärungen abzugeben?

Soweit in den Bedingungen nichts anderes vorgesehen ist, ist für
sämtliche Anzeigen und Erklärungen des Versicherungsnehmers an
den Versicherer die geschriebene Form erforderlich, sofern nicht die
Schriftform ausdrücklich und mit gesonderter Erklärung vereinbart
wurde. Der geschriebenen Form wird durch Zugang eines Textes in
Schriftzeichen entsprochen, aus dem die Person des Erklärenden
hervorgeht (z.B. Telefax oder E-Mail). Schriftform bedeutet, dass dem
Erklärungsempfänger das Original der Erklärung mit eigenhändiger
Unterschrift des Erklärenden zugehen muss.
Rücktrittserklärungen nach §§ 3 und 3a Konsumentenschutzgesetz
(KSchG) sind an keine bestimmte Form gebunden.

Anhang

§ 6 VersVG
(1) Ist im Vertrag bestimmt, daß bei Verletzung einer Obliegenheit,
die vor dem Eintritt des Versicherungsfalles dem Versicherer gegen-
über zu erfüllen ist, der Versicherer von der Verpflichtung zur Lei-
stung frei sein soll, so tritt die vereinbarte Rechtsfolge nicht ein,
wenn die Verletzung als eine unverschuldete anzusehen ist. Der
Versicherer kann den Vertrag innerhalb eines Monates, nachdem er
von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, ohne Einhaltung einer Kün-
digungsfrist kündigen, es sei denn, daß die Verletzung als eine
unverschuldete anzusehen ist. Kündigt der Versicherer innerhalb ei-
nes Monates nicht, so kann er sich auf die vereinbarte Leistungsfrei-

heit nicht berufen.
(1a) Bei der Verletzung einer Obliegenheit, die die dem Versiche-
rungsvertrag zugrundeliegende Äquivalenz zwischen Risiko und Prä-
mie aufrechterhalten soll, tritt die vereinbarte Leistungsfreiheit außer-
dem nur in dem Verhältnis ein, in dem die vereinbarte hinter der für
das höhere Risiko tarifmäßig vorgesehenen Prämie zurückbleibt. Bei
der Verletzung von Obliegenheiten zu sonstigen bloßen Meldungen
und Anzeigen, die keinen Einfluß auf die Beurteilung des Risikos
durch den Versicherer haben, tritt Leistungsfreiheit nur ein, wenn die
Obliegenheit vorsätzlich verletzt worden ist.
(2) Ist eine Obliegenheit verletzt, die vom Versicherungsnehmer zum
Zweck der Verminderung der Gefahr oder der Verhütung einer Erhö-
hung der Gefahr dem Versicherer gegenüber - unabhängig von der
Anwendbarkeit des Abs. 1a - zu erfüllen ist, so kann sich der
Versicherer auf die vereinbarte Leistungsfreiheit nicht berufen, wenn
die Verletzung keinen Einfluß auf den Eintritt des Versicherungsfalls
oder soweit sie keinen Einfluß auf den Umfang der dem Versicherer
obliegenden Leistung gehabt hat.
(3) Ist die Leistungsfreiheit für den Fall vereinbart, daß eine Oblie-
genheit verletzt wird, die nach dem Eintritt des Versicherungsfalles
dem Versicherer gegenüber zu erfüllen ist, so tritt die vereinbarte
Rechtsfolge nicht ein, wenn die Verletzung weder auf Vorsatz noch
auf grober Fahrlässigkeit beruht. Wird die Obliegenheit nicht mit dem
Vorsatz verletzt, die Leistungspflicht des Versicherers zu beeinflus-
sen oder die Feststellung solcher Umstände zu beeinträchtigen, die
erkennbar für die Leistungspflicht des Versicherers bedeutsam sind,
so bleibt der Versicherer zur Leistung verpflichtet, soweit die Verlet-
zung weder auf die Feststellung des Versicherungsfalls noch auf die
Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden
Leistung Einfluß gehabt hat.
(4) Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei Verletzung
einer Obliegenheit zum Rücktritt berechtigt sein soll, ist unwirksam.
(5) Der Versicherer kann aus der fahrlässigen Verletzung einer ver-
einbarten Obliegenheit Rechte nur ableiten, wenn dem Versiche-
rungsnehmer vorher die Versicherungsbedingungen oder eine andere
Urkunde zugegangen sind, in der die Obliegenheit mitgeteilt wird.

§ 38 VersVG
(1) Ist die erste oder einmalige Prämie innerhalb von 14 Tagen nach
dem Abschluß des Versicherungsvertrags und nach der Aufforderung
zur Prämienzahlung nicht gezahlt, so ist der Versicherer, solange die
Zahlung nicht bewirkt ist, berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten. Es
gilt als Rücktritt, wenn der Anspruch auf die Prämie nicht innerhalb
dreier Monate vom Fälligkeitstag an gerichtlich geltend gemacht wird.
(2) Ist die erste oder einmalige Prämie zur Zeit des Eintritts des
Versicherungsfalls und nach Ablauf der Frist des Abs. 1 noch nicht
gezahlt, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei,
es sei denn, daß der Versicherungsnehmer an der rechtzeitigen
Zahlung der Prämie ohne sein Verschulden verhindert war.
(3) Die Aufforderung zur Prämienzahlung hat die im Abs. 1 und 2
vorgesehenen Rechtsfolgen nur, wenn der Versicherer den Versiche-
rungsnehmer dabei auf diese hingewiesen hat.
(4) Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten löst die Rechtsfolgen
der Abs. 1 und 2 nicht aus.

§ 39 VersVG
(1) Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, so kann der
Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten schriftlich
eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen bestimmen; zur
Unterzeichnung genügt eine Nachbildung der eigenhändigen Unter-
schrift. Dabei sind die Rechtsfolgen anzugeben, die nach Abs. 2 und
3 mit dem Ablauf der Frist verbunden sind. Eine Fristbestimmung,
ohne Beachtung dieser Vorschriften, ist unwirksam.
(2) Tritt der Versicherungsfall nach dem Ablauf der Frist ein und ist
der Versicherungsnehmer zur Zeit des Eintrittes mit der Zahlung der
Folgeprämie im Verzug, so ist der Versicherer von der Verpflichtung
zur Leistung frei, es sei denn, daß der Versicherungsnehmer an der



FormNr: ABS0222D / RE 14 (Aug.15) Seite 3

rechtzeitigen Zahlung ohne sein Verschulden verhindert war.
(3) Der Versicherer kann nach dem Ablauf der Frist das Versiche-
rungsverhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen,
wenn der Versicherungsnehmer mit der Zahlung im Verzug ist. Die
Kündigung kann bereits mit der Bestimmung der Zahlungsfrist so
verbunden werden, daß sie mit Fristablauf wirksam wird, wenn der
Versicherungsnehmer in diesem Zeitpunkt mit der Zahlung im Verzug
ist; darauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündigung ausdrück-
lich aufmerksam zu machen. Die Wirkungen der Kündigung fallen
fort, wenn der Versichherungsnehmer innerhalb eines Monates nach
der Kündigung oder, falls die Kündigung mit der Fristbestimmung
verbunden worden ist, innerhalb eines Monates nach dem Ablauf der
Zahlungsfrist die Zahlung nachholt, sofern nicht der Versicherungsfall
bereits eingetreten ist.
(4) Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten löst die Rechtsfolgen
der Abs. 1 bis 3 nicht aus.

§ 39a VersVG
Ist der Versicherungsnehmer bloß mit nicht mehr als 10 vH der
Jahresprämie, höchstens aber mit 60 Euro im Verzug, so tritt eine im
§ 38 oder § 39 vorgesehene Leistungsfreiheit des Versicherers nicht
ein.

§ 158 VersVG
(1) Hat nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles der Versicherer
seine Verpflichtung zur Leistung der Entschädigung dem Versiche-
rungsnehmer gegenüber anerkannt oder die Leistung der fälligen
Entschädigung verweigert, so ist jeder Teil berechtigt, das Versiche-
rungsverhältnis zu kündigen. Das gleiche gilt, wenn der Versicherer
dem Versicherungsnehmer die Weisung erteilt, es über den Anspruch
des Dritten zum Rechtsstreit kommen zu lassen.
(2) Die Kündigung ist nur innerhalb eines Monates seit der Anerken-
nung der Entschädigungspflicht oder der Verweigerung der Entschä-
digung oder seit Eintritt der Rechtskraft des im Rechtsstreit mit dem
Dritten ergangenen Urteiles zulässig. Der Versicherer hat eine Kündi-
gungsfrist von einem Monat einzuhalten. Der Versicherungsnehmer
kann nicht für einen späteren Zeitpunkt als den Schluß der laufenden
Versicherungsperiode kündigen.

§ 3 KschG
(1) Hat der Verbraucher seine Vertragserklärung weder in den vom
Unternehmer für seine geschäftlichen Zwecke dauernd benützten
Räumen noch bei einem von diesem dafür auf einer Messe oder
einem Markt benützten Stand abgegeben, so kann er von seinem
Vertragsantrag oder vom Vertrag zurücktreten. Dieser Rücktritt kann
bis zum Zustandekommen des Vertrags oder danach binnen 14 Ta-
gen erklärt werden. Der Lauf dieser Frist beginnt mit der Ausfolgung
einer Urkunde, die zumindest den Namen und die Anschrift des
Unternehmers, die zur Identifizierung des Vertrags notwendigen An-
gaben sowie eine Belehrung über das Rücktrittsrecht, die Rücktritts-
frist und die Vorgangsweise für die Ausübung des Rücktrittsrechts
enthält, an den Verbraucher, frühestens jedoch mit dem Zustande-
kommen des Vertrags, bei Kaufverträgen über Waren mit dem Tag,
an dem der Verbraucher den Besitz an der Ware erlangt. Ist die
Ausfolgung einer solchen Urkunde unterblieben, so steht dem Ver-
braucher das Rücktrittsrecht für eine Frist von zwölf Monaten und
14 Tagen ab Vertragsabschluss beziehungsweise Warenlieferung zu;
wenn der Unternehmer die Urkundenausfolgung innerhalb von zwölf
Monaten ab dem Fristbeginn nachholt, so endet die verlängerte
Rücktrittsfrist 14 Tage nach dem Zeitpunkt, zu dem der Verbraucher
die Urkunde erhält. Bei Versicherungsverträgen endet die Rücktritts-
frist spätestens einen Monat nach Zustandekommen des Vertrags.
(2) Das Rücktrittsrecht besteht auch dann, wenn der Unternehmer
oder ein mit ihm zusammenwirkender Dritter den Verbraucher im
Rahmen einer Werbefahrt, einer Ausflugsfahrt oder einer ähnlichen
Veranstaltung oder durch persönliches, individuelles Ansprechen auf
der Straße in die vom Unternehmer für seine geschäftlichen Zwecke

benützten Räume gebracht hat.
(3) Das Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu,
1. wenn er selbst die geschäftliche Verbindung mit dem Unternehmer
oder dessen Beauftragten zwecks Schließung dieses Vertrages an-
gebahnt hat,
2. wenn dem Zustandekommen des Vertrages keine Besprechungen
zwischen den Beteiligten oder ihren Beauftragten vorangegangen
sind oder
3. bei Verträgen, bei denen die beiderseitigen Leistungen sofort zu
erbringen sind, wenn sie üblicherweise von Unternehmern außerhalb
ihrer Geschäftsräume geschlossen werden und das vereinbarte Ent-
gelt 25 Euro, oder wenn das Unternehmen nach seiner Natur nicht in
ständigen Geschäftsräumen betrieben wird und das Entgelt 50 Euro
nicht übersteigt.
4.bei Verträgen, die dem Fern- und Auswärtsgeschäfte-Gesetz unter-
liegen, oder
5.bei Vertragserklärungen, die der Verbraucher in körperlicher Abwe-
senheit des Unternehmers abgegeben hat, es sei denn, dass er dazu
vom Unternehmer gedrängt worden ist.
(4) Die Erklärung des Rücktritts ist an keine bestimmte Form gebun-
den. Die Rücktrittsfrist ist gewahrt, wenn die Rücktrittserklärung in-
nerhalb der Frist abgesendet wird.
(5) Der Verbraucher kann ferner von seinem Vertragsantrag oder
vom Vertrag zurücktreten, wenn der Unternehmer gegen die gewer-
berechtlichen Regelungen über das Sammeln und die Entgegennah-
me von Bestellungen auf Dienstleistungen (§ 54 GewO 1994), über
das Aufsuchen von Privatpersonen und Werbeveranstaltungen (§ 57
GewO 1994) oder über die Entgegennahme von Bestellungen auf
Waren von Privatpersonen (§ 59 GewO 1994) verstoßen hat. Die
Bestimmungen des Abs. 1, Abs. 3 Z 4 und 5 und Abs. 4 sind auch
auf dieses Rücktrittsrecht anzuwenden. Dieses steht dem Verbrau-
cher auch in den Fällen des Abs. 3 Z 1 bis 3 zu.

§3a KschG
(1) Der Verbraucher kann von seinem Vertragsantrag oder vom
Vertrag weiters zurücktreten, wenn ohne seine Veranlassung für
seine Einwilligung maßgebliche Umstände, die der Unternehmer im
Zuge der Vertragsverhandlungen als wahrscheinlich dargestellt hat,
nicht oder nur in erheblich geringerem Ausmaß eintreten.
(2) Maßgebliche Umstände im Sinn des Abs. 1 sind
1. die Erwartung der Mitwirkung oder Zustimmung eines Dritten, die
erforderlich ist, damit die Leistung des Unternehmers erbracht oder
vom Verbraucher verwendet werden kann,
2. die Aussicht auf steuerrechtliche Vorteile,
3. die Aussicht auf eine öffentliche Förderung und
4. die Aussicht auf einen Kredit.
(3) Der Rücktritt kann binnen einer Woche erklärt werden. Die Frist
beginnt zu laufen, sobald für den Verbraucher erkennbar ist, daß die
in Abs. 1 genannten Umstände nicht oder nur in erheblich geringe-
rem Ausmaß eintreten und er eine schriftliche Belehrung über dieses
Rücktrittsrecht erhalten hat. Das Rücktrittsrecht erlischt jedoch späte-
stens einen Monat nach der vollständigen Erfüllung des Vertrags
durch beide Vertragspartner, bei Bank- und Versicherungsverträgen
mit einer ein Jahr übersteigenden Vertragsdauer spätestens einen
Monat nach dem Zustandekommen des Vertrags.
(4) Das Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu, wenn
1. er bereits bei den Vertragsverhandlungen wußte oder wissen
mußte, daß die maßgeblichen Umstände nicht oder nur in erheblich
geringerem Ausmaß eintreten werden,
2. der Ausschluß des Rücktrittsrechts im einzelnen ausgehandelt
worden ist oder
3. der Unternehmer sich zu einer angemessenen Anpassung des
Vertrags bereit erklärt.
(5) Für die Rücktrittserklärung gilt § 3 Abs. 4 sinngemäß.


